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Antrag 

der Abgeordneten Dagmar Freitag, Karl Hermann Haack (Extertal), Klaus 
Kirschner, Klaus Lohmann (Witten), Friedheim Julius Beucher, Dr. Marliese 
Dobberthien, Anni Brandt-Elsweier, Petra Ernstberger, Arne Fuhrmann, Klaus 
Hagemann, Christel Hanewinckel, Rolf Hempelmann, Ingrid Holzhüter, Eike 
Hovermann, Barbara Imhof, Renate Jäger, Ilse Janz, Siegrun Klemmer, Dr. Hans- 
Hinrich Knaape, Walter Koibow, Thomas Krüger, Christine Kurzhals, Brigitte 
Lange, Waltraud Lehn, Robert Leidinger, Christa Lörcher, Dieter Maaß (Herne), 
Dorle Marx, Ursula Mogg, Siegmar Mosdorf, Dr. Edith Niehuis, Dr. Martin Pfaff, 
Margot von Renesse, Gerhard Rübenkönig, Marlene Rupprecht, Gudrun Schaich- 
Walch, Horst Schmidbauer (Nürnberg), Ulla Schmidt (Aachen), Wilhelm Schmidt 
(Salzgitter), Dr. R. Werner Schuster, Dr. Angelica Schwall-Düren, Lisa Seuster, 
Wieland Sorge, Antje-Marie Steen, Dr. Peter Struck, Margitta Terborg, Wolfgang 
Weiermann, Hildegard Wester, Lydia Westrich, Verena Wohlleben, Hanna Wolf 
(München), Dr. Wolfgang Wodarg, Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Prävention und Gesundheitsförderung in der gesetzlichen Krankenversicherung 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1 . 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Mit gezielter Prävention und Gesundheitsförderung wird verhal- 
tensbedingten Krankheiten langfristig vorgebeugt. Die Notwen- 
digkeit kurativer medizinischer Maßnahmen wird hierdurch 
verringert. Erfolgreiche Prävention und Gesundheitsförderung er- 
höhen die Lebensqualität und die Lebenserwartung. 

Wissenschaftliche Analysen dokumentieren, daß Präventionsmaß- 
nahmen und gesundheitsfördernde Programme die Gesundheits- 
kosten senken und das bei höherer Lebenserwartung. Insbeson- 
dere aufgrund des veränderten Krankheitsspektrums mit einem 
hohen Anteil an chronisch degenerativen Erkrankungen können 
nur Investitionen in Gesundheit langfristig zu nachhaltigen Ein- 
sparmöglichkeiten führen. 

Die Streichung wesentlicher Inhalte des Auftrages der Kranken- 
kassen zur Prävention und Gesundheitsförderung mit dem Gesetz 
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zur Entlastung der Beiträge* in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung ist deswegen gesundheitlich kontraproduktiv und ökono- 
misch unsinnig. Für präventive Leistungen dürfen nicht höhere 
Schwellen als für kurative Leistungen gelten. Das gilt auch für den 
Nachweis der Wirksamkeit. 

Die Verankerung von Prävention und Gesundheitsförderung im 
System der gesetzlichen Krankenversicherung als Rechtsan- 
spruchsleistungen ist daher sowohl aus gesundheitlicher als auch 
aus gesundheitspolitischer Zielsetzung unabdingbar. 


II. 

Der Deutsche Bundestag bedauert, daß mit der Streichung we- 
sentlicher Inhalte des Präventions- und Gesundheitsförderungs- 
auftrages der gesetzlichen Krankenversicherung langjährig auf- 
gebaute, bewährte und auf wissenschaftlichen Konzepten 
basierende Strukturen vernichtet werden. Damit werden den Ver- 
sicherten Gesundheitsangebote, deren Wirksamkeit nachgewie- 
sen ist, vorenthalten. 

Die vorgesehene Neuregelung des Präventions- und Gesund- 
heitsförderungsauftrages für die einzelnen Krankenkassen im 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Neuordnung von Selbstver- 
waltung und Eigenverantwortung in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung wird dem Stellenwert von Prävention und Gesund- 
heitsförderung nicht gerecht. Wenn Präventionsleistungen und 
Leistungen zur Gesundheitsförderung in das Belieben der einzel- 
nen Krankenkassen gestellt werden und zudem hierfür Sonder- 
beiträge von den Versicherten erhoben werden, wird die gesund- 
heitliche und die gesundheitspolitische Bedeutung von Prävention 
und Gesundheitsförderung ad absurdum geführt. Eine solche Re- 
gelung führt je nach Krankenkassen-Zugehörigkeit zu einer plan- 
mäßigen Ungleichheit vor Krankheit. Mit dem Erheben eines Son- 
derbeitrages wird der Ausstieg aus der hälftigen von Versicherten 
und Arbeitgebern finanzierten gesetzlichen Krankenversicherung 
weiter forciert. 


in. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, den 
Rechtsanspruch der Versicherten auf Maßnahmen der Prävention 
und Gesundheitsförderung unverzüglich im Sozialgesetzbuch 
Fünftes Buch zu verwirklichen und ein Gesamtkonzept „Präven- 
tion und Gesundheitsförderung in der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung" vorzulegen. Dieses Gesamtkonzept soll 

- eindeutige Ziele und Zielgruppen definieren, 

- für Leistungen zur Prävention und Gesundheitsförderung das 
Kriterium der Wirksamkeit vorschreiben, 

- Kooperationen fördern, 
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- Leistungen zur Prävention und Gesundheitsförderung eindeu- 
tig von Werbemaßnahmen durch präzise Bestimmungen der 
Leistungen über Rahmenvereinbarungen abgrenzen und 

- Vorgaben für eine fortlaufende Evaluation des Präventions- 
und Gesundheitsförderungsprogramms enthalten. 


Bonn, den 25. Juni 1997 

Dagmar Freitag 

Karl Hermann Haack (Extertal) 

Klaus Kirschner 

Klaus Lohmann (Witten) 

Friedhelm Julius Beucher 

Dr. Marliese Dobberthien 

Anni Brandt-Elsweier 

Petra Ernstberger 

Arne Fuhrmann 

Klaus Hagemann 

Christel Hanewinckel 

Rolf Hempelmann 
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Eike Hovermann 

Barbara Imhof 

Renate Jäger 
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Dr. Hans-Hinrich Knaape 
Walter Kolbow 
Thomas Krüger 
Christine Kurzhals 
Brigitte Lange 
Waltraud Lehn 
Robert Leidinger 
Christa Lörcher 
Dieter Maaß (Herne) 


Dorle Marx 

Ursula Mogg 

Siegmar Mosdorf 

Dr. Edith Niehuis 

Dr. Martin Pfaff 

Margot von Renesse 

Gerhard Rübenkönig 

Marlene Rupprecht 

Gudrun Schaich- Walch 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) 

Ulla Schmidt (Aachen) 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 
Dr. R. Werner Schuster 
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Lisa Seuster 
Wieland Sorge 
Antje-Marie Steen 
Dr. Peter Struck 
Margitta Terborg 
Wolfgang Weiermann 
Hildegard Wester 
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Verena Wohlleben 
Hanna Wolf (München) 

Dr. Wolfgang Wodarg 
Rudolf Scharping und Fraktion 
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